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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
Az: B 2 U 63/09 B 
 
L 2 U 304/07 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 2 U 261/05 (SG Koblenz) 
 
 
…………………………………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, 
Kurfürsten-Anlage 62, 69115 Heidelberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. April 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  B e c k e r 

und   M u t s c h l e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 12. Januar 2009 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 des 

Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde keinen der 

in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung, 

Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet. Da der Beschluss kurz begründet werden soll, jedoch von einer Begründung 

abgesehen werden kann, wenn sie nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der 

Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf 

folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in 

dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemes-

sen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um 

an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 

Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

5. Aufl 2008, IX, RdNr 181). 

 

Schon diese Voraussetzung ist vorliegend nicht erfüllt. Die vom Kläger formulierte Frage 

 "Ist insbesondere bei chronischen Vergiftungen der Ursachenzusammenhang zwischen 

der versicherten Tätigkeit und der schädigenden Einwirkung bzw. der schädigenden Tä-

tigkeit auch dann noch wahrscheinlich, wenn zwischen dem Expositionsende und dem 

Auftreten der Beschwerden ein längerer Zeitraum (hier 1 ½ Jahre) liegt ?" 

ist keine abstrakte Rechtsfrage, sondern eine Tatsachenfrage. Die Frage ist nicht durch die 

Auslegung einer Rechtsnorm mit Hilfe juristischer Methoden beantwortbar, sondern nur durch 

entsprechende naturwissenschaftliche, technische und medizinische Erkenntnisse. 

 

Sie kann auch nicht als Frage nach einer generellen Tatsache angesehen werden (vgl dazu 

Urteil des Senats vom 27. Juni 2006 - B 2 U 20/04 R - BSGE 96, 291 = SozR 4-2700 § 9 Nr 7), 

weil die insofern notwendigen weiteren Darlegungen fehlen. Die Frage zielt vielmehr auf die 

Entscheidung des vorliegenden Einzelfalls ab, wie dem Zusatz "hier: 1 ½ Jahre" zu entnehmen 

ist. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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